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Von Filippo Leutenegger

Wissenschafter und Medien wer-
den nicht müde, uns seit Jahrzehn-
ten mit neuen aufsehenerregenden
Studien die Klimakatastrophe und
denWeltuntergang an dieWand
zu malen. Offenbar fasziniert und
beängstigt dieses Szenario die
Menschheit gleichermassen. Ich
denke da an die dramatischen
Berichte 1970 des Club of Rome,
die das Ende der natürlichen
Ressourcen, insbesondere des
Erdöls, bis zum Ende des letzten
Jahrhunderts voraussagten, oder
das Ozonloch, das den Planeten
an der Sonne unbewohnbar
machen sollte. Die Feinstaub-
belastung mit angeblich jährlich
Tausenden vonToten. DieVogel-
grippe mit einer weltweiten Epide-
mie oder die Klimakatastrophe
mit schmelzenden Polarkappen
und steigendem Meeresspiegel

wegen des zunehmenden CO2-
Ausstosses. Jedes Mal, wenn ein
Horrorszenario gestützt auf wis-
senschaftliche Studien die Erde
medial umrast, überbieten sich
Politiker aller Couleur und aller
Länder mit radikalenVorschlägen
mit neuen Energiesteuern oder
Zwangsmassnahmen. Nach
erfolgtenWahlen erlahmen die
Bemühungen in aller Regel. Es
bleiben höhere Steuern und
Abgaben für den Fiskus, und der
Verbrauch von Ressourcen und
Energie steigt munter weiter.

Bleiben wir also beim CO2, beim
Verbrauch von fossilen Energie-
trägern, dem begehrtesten Objekt
für neue Steuern.Allein fürs
Heizen braucht die Schweiz mehr
als die Hälfte der gesamten Ener-
gie. Und in diesem Bereich besteht
mitAbstand das grösste Potenzial,
um fossilen Brennstoff einzuspa-
ren.Aber nicht, indem man diese
Energie besteuert, denn geheizt
werden muss auch, wenn die Ener-
gie teurer wird. Darum bringen
Lenkungsabgaben in diesem Be-
reich ausser dem Fiskus nicht viel.
Viel mehr erreichen kann man
über klare Energiestandards bei
Umbauten und vor allem übers
Steuerrecht. Denn in der Schweiz

wird vor allem beiAltbauten
häppchenweise und energetisch
meist schlecht saniert, insbeson-
dere bei Einfamilienhäusern. Be-
sondersAltbauten, die vor 1980
errichtet wurden, haben ein er-
hebliches Potenzial zur Reduktion
der CO2-Emissionen und Reduk-
tion des Energieverbrauchs. Dieses
Potenzial wird durch die heutige
Sanierungsrate sowie dieArt
und den Umfang der Sanierung
ungenügend ausgeschöpft.

Das heutige Steuerrecht ist ein
Hemmnis für umfassende ener-
getische Sanierungen und zwingt
Hausbesitzer zu falschen Sanie-
rungen, da die Investitionen
nur im Jahr der effektivenAuf-
wendungen steuerlich abzugs-
fähig sind. Für Privatbesitzer
bedeutet dies, dass sie zwar im
Renovationsjahr oft gar keine
Steuern zahlen, im Folgejahr aber
bereits wieder voll steuerpflichtig
sind. Deshalb wird mit kleinen
Sanierungsschritten gearbeitet,
die über mehrere Jahre als Salami-
taktik verteilt werden und somit
eine effiziente und zügige ener-
getische Gesamtsanierung verhin-
dern. Die Möglichkeit, Kosten
einer Gesamterneuerung über
zum Beispiel drei bis fünf Jahre

verteilt in der Steuererklärung
beim Liegenschaftsaufwand in
Abzug zu bringen, bringt dem
Hausbesitzer einen erheblichen
Zusatzanreiz zur energetischen
Gesamtsanierung. Das «Abschrei-
ben» einer Investition über meh-
rere Jahre ist in derWirtschaft
üblich und im Steuerrecht andern-
orts ebenfalls zugelassen. Da
gleichzeitig die Umsätze des Bau-
und Baunebengewerbes erheblich
steigen, gibt es eher mehr als we-
niger Steuern. Durch das Steuer-
harmonisierungsgesetz wird
sichergestellt, dass die gleiche
Abzugsmöglichkeit auch für die
Staatssteuern besteht.

Solche konkrete und gezielte
Massnahmen im Steuerrecht
könnten im Energiebereich in
den nächsten zehn bis 15 Jahren
Energieeinsparungen von 20
bis 40 Prozent bringen. Das wäre
ein grosser Schub für die Energie-
effizienz der Schweiz und ein
wesentlicher Beitrag zur Reduk-
tion des CO2-Ausstosses – und
weit mehr, als man mit Steuer-
erhöhungen und Lenkungs-
abgaben erreichen kann.
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Energieeffizienz steigern statt Weltuntergang predigen
SONNTAGSKOLUMNE

SVP will nebst Räubern auch
«Scheininvalide» ausschaffen
Geht es nach der SVP, müssen
Ausländer bei Missbrauch der
Sozialwerke künftig genau so
das Land verlassen wie bei
Raub und Mord. Dass die neue
Initiative der Partei dereinst als
völkerrechtskonform eingestuft
wird, erscheint indes fraglich.

Von Fabian Renz

Liestal. – Das versprengte Grüpplein
linker Anarchisten vor der Militär-
kaserne in Liestal (Basel-Landschaft)
blieb gestern ohne jede Chance.Alle
Pfiffe und Buhrufe vermochten das
schmetternde «Trittst im Morgenrot
daher», mit dem drinnen die Dele-
gierten der Schweizerischen Volks-
partei (SVP) ihreVersammlung eröff-
neten, nicht zu übertönen. Ein paar
Minuten nach Beginn der Veranstal-
tung war der Spuk dann auch schon
vorüber und die SVP-Gegnerschaft in
alleWinde zerstreut. Die zahlreichen
Sicherheitskräfte vorOrt hatten «auf-
geräumt».

Rabiate Forderungen
Aufräumen, das will auch die SVP.
Und zwar mit dem Stahlbesen. Längst
hat diePartei erkannt,dass ihr dasThe-
ma Ausländer mehr Wählerstimmen
beschert als Forderungen nach Steuer-
senkungen fürGutbetuchte.Nachdem
Justizminister Christoph Blocher –
praktischer zeitlicher Zufall? – am
Freitag seine migrationspolitischen
Massnahmen zur Bekämpfung der Ju-
gendgewalt vorgestellt hatte, doppel-
ten Parteileitung und Delegierte der
SVP gestern nach, und dies nicht zu
knapp. Für die in der SVP-Zentrale
aufgegleiste neue Ausländer-Initiative
rührte gleich ein halbes Dutzend Re-
ferenten dieWerbetrommel. Gereicht
hätte wohl auch nur einer – oder gar
keiner. Ohne Gegenstimme passierte
die Volksinitiative «für die Ausschaf-
fung krimineller Ausländer» zuletzt

die Gesamtabstimmung. Demnach
sollen künftig nicht nur sämtlicheAus-
länder das Land verlassen müssen, die
eine schwere Straftat wie Mord oder
Vergewaltigung – oder auch nur ein
Einbruchsdelikt – auf dem Kerbholz

haben. Nein, auszuweisen sei auch,
wer als Nicht-Schweizer die hiesi-
gen Sozialwerke «missbraucht». Ge-
schickt schlägt die Partei damit den
Bogen zu der von ihr entfachten De-
batte über «Scheininvalide».

Noch aber bleibt abzuwarten, ob
sich das Volk überhaupt zu dem An-
liegen wird äussern können. Denn es
scheint doch zweifelhaft, dass die Ini-
tiative die Prüfung auf Konformität
mit dem Völkerrecht übersteht. Be-
reits erklärte gestern derVerfassungs-
rechtler Jörg Paul Müller gegenüber
der Nachrichtenagentur SDA, dass
das Parlament das Volksbegehren in
der vorliegenden Fassung ablehnen
müsste. Die Initiative verletze eine
ganze Reihe von Garantien der
Flüchtlingskonvention, der Europäi-
schen Menschenrechtskonvention so-
wie auch der Schweizerischen Bun-
desverfassung. Müller nannte unter
anderem dasVerbot derAusschaffung
in Länder, in denen gefoltert wird, so-
wie das Recht auf Familienleben.

SVP hilft bei Minarett-Initiative mit
Kurz thematisiert wurde an der SVP-
Versammlung ferner eine weitere um-
stritteneVolksinitiative, jene nämlich,
die einVerbot für den Bau von Mina-
retten fordert. Hinter diesem Anlie-
gen steht zwar nicht die SVP selbst,
wohl aber ein SVP-nahes Komitee.
Wie SVP-Präsident Ueli Maurer mit-
teilte, wird die Partei gemäss Be-
schluss des Zentralvorstands die Initi-
anten bei der Unterschriftensamm-
lung unterstützen. Eine Parole habe
man zwar noch nicht gefasst. Immer-
hin finde sich die Forderung nach ei-
nemMinarett-Verbot aber auch in der
SVP-Wahlplattform. Die scharfe Kri-
tik, die ein Delegierter an diesem Ent-
scheid des Zentralvorstands wie auch
an der Vorlage selbst übte, dürfte in
den Reihen der SVP bestenfalls da
und dort ein mitleidiges Lächeln aus-
gelöst haben. Für die Parteibasis ist
ein Ja zur Initiative wohl tatsächlich
nur noch Formsache. Dafür spricht
zumindest der tosende Applaus, den
der Zürcher SVP-Nationalrat Ulrich
Schlüer als Vertreter des Initiativ-
komitees beimVorbringen seiner Ar-
gumente in Empfang nehmen durfte.

150 Rechtsextreme
an Schlachtfeier
Sempach. – Die Feier zum Geden-
ken an die Schlacht bei Sempach ist
auch dieses Jahr von einer Gruppe
von Rechtsextremen besucht wor-
den. Nach Auskunft der Luzerner
Kantonspolizei nahmen gestern
rund 150 Rechtsextreme an der
Feier und am Umzug teil. Zu Zwi-
schenfällen sei es aber nicht ge-
kommen. ImVorfeld der 621. Ge-
denkfeier waren Befürchtungen
aufgekommen, dass es zu Stör-
aktionen oder zu Konfrontationen
kommen könnte. (ap)

Mehr ins Personal
investieren
Baden. – DieArbeitnehmerorgani-
sation Angestellte Schweiz fordert
von den Arbeitgebern mehrWert-
schätzung. Diese müssten noch
mehr in ihreAngestellten investie-
ren und sich um deren Bedürfnisse
kümmern.Die Delegierten derAn-
gestellten Schweiz verabschiede-
ten gestern in Baden eine entspre-
chende Resolution. DieWirtschaft
boome, und gleichzeitig zeigten
Befragungen, dass dieAngestellten
an ihrer Arbeitsstelle nur mässig
zufrieden seien. (sda)

Rotes Kreuz will
Kräfte bündeln
Ascona. – Das Schweizerische Ro-
te Kreuz (SRK) will seine Organi-
sationen stärken und deren Kräfte
bündeln. Die Delegierten haben
dazu gestern an der Rotkreuzver-
sammlung in Ascona (Tessin) die
neue, bis 2012 geltende Strategie
verabschiedet. Sie soll eine klarere
Konzentration auf Kerngeschäfts-
felder und die Zielgruppe beson-
ders schutzbedürftiger Menschen
bringen. Für das Inland werden
Gesundheit, Integration und Ret-
tung als Schwerpunkte definiert;
für dasAusland Katastrophenhilfe,
Wiederaufbau und Entwicklungs-
zusammenarbeit. (ap)

Man singt und entscheidet: Nachdem Nationalrat Toni Brunner und Bundesrat
Christoph Blocher die Landeshymne angestimmt haben, stellen die SVP-
Delegierten die politischen Weichen für die Zukunft. Bilder Keystone/Walter Bieri

Rassismusverdacht
gegen zwei Türken
Die Kantonspolizei Zürich hat
gestern inWinterthur zwei
türkische Staatsangehörige
wegenVerdachts auf Rassen-
diskriminierung verhaftet.

Winterthur. – Verhaftet wurden ein
57-jähriger Türke mit Wohnsitz in
Deutschland sowie ein 51-jähriger
Türke mit Wohnsitz in der Schweiz.
Beide äusserten sich an einer Veran-
staltung inWinterthur, an der eine Re-
de des bereits verurteilen Nationalis-
ten Dogu Perincek angesagt war.
Die Kantonspolizei Zürich begrün-

dete ihr Vorgehen damit, dass der
ältere der beiden gegenüber den rund
40 anwesenden Personen Äusserun-
gen gemacht habe, die einen dringen-
den Verdacht wegen Leugnung eines
Völkermords ergäben. An der Ver-
anstaltung seien zudem Plakate auf-
gelegt und gezeigt worden, die den
Armenier-Genozid als Lüge darstell-
ten.

Perincek nicht eingereist
Der kürzlich in zweiter Instanzwegen
Rassendiskriminierung verurteilte
Politiker Perincek hatte offenbar ver-
geblich versucht, in die Schweiz ein-
zureisen. NachAuskunft von Domini-
que Boillat, Sprecher des Bundesamts
für Migration, wurde gegen Perincek
aber keine Einreisesperre verhängt.
Der Türke sei aber visumspflichtig
und habe mit Blick auf den geplanten
Auftritt inWinterthur bis zum Freitag
keinVisumsgesuch gestellt. (ap)


